
INFORMATIONEN ÜBER DIE NICHT VERÖFFENTLICHTEN ENTSCHEIDUNGEN 

Sammlung der Rechtsprechung 

Urteil des Gerichts (Rechtsmittelkammer) vom 9. September 2016 – 

De Esteban Alonso/Kommission 

(Rechtssache T-557/15 P) 

„Rechtsmittel — Öffentlicher Dienst — Art. 24 des Statuts — Antrag auf Beistand — Strafverfahren vor 
einem nationalen Gericht — Entscheidung des Organs, als Nebenkläger beizutreten — Abweisung der 
Klage im ersten Rechtszug als offensichtlich unbegründet — Verfahrensfehler — Voraussetzungen für 

die Anwendung von Art. 24 des Statuts“ 

1.  Gerichtliches Verfahren — Entscheidung durch mit Gründen versehenen Beschluss — 
Voraussetzungen — Wahrung der Verteidigungsrechte — Umfang (Verfahrensordnung des Gerichts 
für den öffentlichen Dienst, Art. 81) (vgl. Rn. 19, 21, 22) 

2.  Gerichtliches Verfahren — Entscheidung durch mit Gründen versehenen Beschluss — Möglichkeit, 
ohne mündliches Verfahren zu entscheiden — Verletzung der Verteidigungsrechte — Fehlen — 
Anfechtung — Voraussetzungen — Pflicht zur Beanstandung der vom Gericht für den öffentlichen 
Dienst vorgenommenen Beurteilung dieser Voraussetzungen (Verfahrensordnung des Gerichts für 
den öffentlichen Dienst, Art. 81) (vgl. Rn. 23, 24, 26) 

3.  Beamte — Beistandspflicht der Verwaltung — Voraussetzungen — Umfang — Möglichkeit der 
Verwaltung, ihre ursprüngliche Entscheidung zu widerrufen (Beamtenstatut, Art. 24) (vgl. 
Rn. 40-42, 59) 

4.  Beamte — Beistandspflicht der Verwaltung — Geltungsbereich — Beistand für einen Beamten, 
gegen den das Europäische Amt für Betrugsbekämpfung (OLAF) intern ermittelt — Ausschluss 
(Beamtenstatut, Art. 24) (vgl. Rn. 43-45, 47) 

5.  Beamte — Disziplinarordnung — Disziplinarverfahren — Gleichzeitige disziplinarrechtliche 
Ahndung und Strafverfolgung wegen derselben Taten — Bindung der Verwaltung an die vom 
Strafgericht in der rechtskräftigen Entscheidung getroffenen Tatsachenfeststellungen — Umfang — 
Erlass einer Entscheidung über die Einstellung des Verfahrens gegenüber dem betroffenen 
Beamten — Umstand, der die Verletzung beruflicher Pflichten durch den Betroffenen nicht 
ausschließen kann (Beamtenstatut, Anhang IX, Art. 25) (vgl. Rn. 55-57) 
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Gegenstand 

Rechtsmittel gegen den Beschluss des Gerichts für den öffentlichen Dienst der Europäischen Union 
(Dritte Kammer) vom 15. Juli 2015, De Esteban Alonso/Kommission (F-35/15, EU:F:2015:87), wegen 
Aufhebung dieses Beschlusses 

Tenor 

1.  Das Rechtsmittel wird zurückgewiesen. 

2.  Fernando De Esteban Alonso trägt seine eigenen Kosten sowie die Kosten, die der Europäischen 
Kommission im Rahmen dieses Rechtszugs entstanden sind. 
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